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Antragsteller Amt Bezeichnung Termin Herkunft Betreff Erledigung 

 50 Stadtverordnetenversammlung 26.06.2019   Anfragen und Anregungen  
 
Beschluss  Stadtverordnete Ulrike Bolz weist daraufhin, dass vor dem Haus Rilkeweg 6 die Straßenlaterne nicht leuchte. 19.09.2019 

 Antwort der 
Verwaltung 

 Die defekte Straßenlaterne wurde der Syna gemeldet. 

 
 

Antragsteller Amt Bezeichnung Termin Herkunft Betreff Erledigung 

 Bgm. Stadtverordnetenversammlung 26.06.2019   Anfragen und Anregungen  
 
Beschluss  Stadtverordnetenvorsteher Holger Bellino fragt nach dem Sachstand zur Erhebung einer Grundrechtsklage beim Hessischen Staatsgerichtshof 

gegen das Land Hessen. Wurde bereits Klage eingereicht bzw. wird noch eine Klage eingereicht?Bürgermeister Thomas Pauli antwortet, dass 
noch keine Klage eingereicht wurde. Es findet demnächst ein weiteres Gespräch mit Herrn Dr. Rauber statt, welcher die Sache begleite. 
Danach werde er über den Sachstand berichten. 

05.12.2019 

 

Antwort der 
Verwaltung 

  

 
 

Antragsteller Amt Bezeichnung Termin Herkunft Betreff Erledigung 

 10.5 Stadtverordnetenversammlung 29.08.2019   Anfragen und Anregungen  
 
Beschluss  Stadtverordneter Dr. Jürgen Göbel bittet darum, in einer der nächsten Sitzungen des Ältestenrats über die Sitzordnung der 

Stadtverordnetenversammlung zu sprechen. Die jetzige Sitzordnung sei nicht besonders gefällig und nicht optimal.Der Vorsitzende der 
Stadtverordnetenversammlung, Holger Bellino, sagt dies zu. 

31.10.2019 

 

Antwort der 
Verwaltung 

 Die Sitzordnung wird zur kommenden Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 31.10.2019 angepasst. 

 
 

Antragsteller Amt Bezeichnung Termin Herkunft Betreff Erledigung 

 32 Stadtverordnetenversammlung 29.08.2019  222/2019 Antrag der NBF/NBL-Fraktion zu verkaufsoffenen Sonntagen  
 
Beschluss  Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, den Magistrat zu bitten, an den Hessischen Landtag und/oder die Hessische Landesregierung 

zu appellieren, auf eine Gesetzesänderung im Hessischen Landesrecht hinzuwirken, welche die Kommunen zukünftig in die Lage versetzt, zur 
Sicherung und Förderung der kommunalen Wirtschaft leichter als bisher bis zu 4 verkaufsoffene Sonntage im Jahr durchführen zu können. Ziel 
ist es, den Handlungsspielraum der Kommunen zu vergrößern, die Genehmigungserfordernisse zu vereinfachen und auf der anderen Seite die 
Rechtssicherheit der Entscheidung für alle Beteiligten zu erhöhen. 

31.10.2019 

 

Antwort der 
Verwaltung 

 Siehe Mitteilung 248/2019, StaV 31.10.2019, TOP 6.1 
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Antragsteller Amt Bezeichnung Termin Herkunft Betreff Erledigung 

 32 Stadtverordnetenversammlung 29.08.2019   Anfragen und Anregungen  
 
Beschluss  Stadtverordneter Kevin Kulp fragt an, ob der Kreuzungsbereich an der Ampel Theodor-Heuss-Straße Ecke Bahnhofstraße ein 

Unfallschwerpunkt sei. Ihm seien unsichere Verkehrsteilnehmer an dieser Stelle aufgefallen, da offensichtlich die Grünphase sowohl in 
Richtung Innenstadt als auch für Linksabbieger in die Bahnhofstraße gilt. Er stellt die Frage, ob es möglich und sinnvoll wäre, eine Extra-
Grünphase für die Linksabbieger einzurichten. 

31.10.2019 

 

Antwort der 
Verwaltung 

 Der Regionale Verkehrsdienst der Polizeidirektion Hochtaunus wurde in die Beantwortung der Frage eingebunden, da Unfallauswertungen 
ausschließlich über die Landespolizei erfolgen. Der Bereich Theodor-Heuss-Straße / Bahnhofstraße ist kein Unfallschwerpunkt und als 
Unfallstelle unauffällig.  Rückblickend auf die letzten drei Jahre sind vier Unfälle polizeilich erfasst. Anhand der Unfallzahlen sind aus 
polizeilicher Sicht keine Maßnahmen erforderlich. 

 
 

Antragsteller Amt Bezeichnung Termin Herkunft Betreff Erledigung 

 32 Stadtverordnetenversammlung 29.08.2019   Anfragen und Anregungen  
 
Beschluss  Stadtverordneter Artur Otto berichtet, dass die auf den Straßen angebrachten 30km/h Markierungen im gesamten Stadtgebiet so gut wie nicht 

mehr lesbar sind. Da die Verkehrsschilder oftmals sehr klein sind, bittet er um Prüfung, ob diese Markierungen wieder verbessert werden 
können. 

31.10.2019 

 

Antwort der 
Verwaltung 

 Die Größe der angebrachten Verkehrsschilder sind gesetzlich vorgegeben und für Verkehrsteilnehmer eindeutig erkennbar. Die regelmäßigen 
Geschwindigkeitsmessungen im Stadtgebiet zeigen, dass diese auch beachtet werden und das Gros der Verkehrsteilnehmer sich an die 
vorgegebenen Geschwindigkeiten hält. Die Tempo-30-Markierungen auf der Straße sind keine Verkehrszeichen im Sinne der 
Straßenverkehrsordnung (StVO). Diese sind nicht zwingend notwendig, können aber bei Bedarf erneuert werden. Die Fahrbahnmarkierungen 
werden sukzessive vom Straßenbaulastträger in Zusammenarbeit mit der Straßenverkehrsbehörde erneuert. 

 
 

Antragsteller Amt Bezeichnung Termin Herkunft Betreff Erledigung 

 32 Stadtverordnetenversammlung 29.08.2019   Anfragen und Anregungen  
 
Beschluss  Stadtverordneter Artur Otto führt aus, dass es viele Fälle in Neu-Anspach gäbe, bei denen unklare Vorfahrtsregeln durch abgesenkte 

Bordsteine vorherrschen, so z.B. bei der Einmündung Berliner Straße/Raiffeisenstraße. Man sollte darüber nachdenken, eindeutige 
Verkehrsregelungen zu schaffen, um Unfälle zu vermeiden. 

31.10.2019 

 

Antwort der 
Verwaltung 

 Die Vorfahrtsregelung der Einmündung Berliner Straße/Raiffeisenstraße ist baulich nicht optimal gelöst, aber durch die vorhandene 
Bordsteinkante verkehrsrechtlich eindeutig. Unfälle an dieser oder anderen Einmündungen aufgrund von „unklaren“ Vorfahrtsregelungen sind 
nicht bekannt. 

 
 

Antragsteller Amt Bezeichnung Termin Herkunft Betreff Erledigung 

 51 Stadtverordnetenversammlung 29.08.2019   Anfragen und Anregungen  
 
Beschluss  Stadtverordneter Kevin Kulp gibt an, von Bürgern gehört zu haben, dass es Probleme bei der Nutzung des Tanzsportzentrums Grün-Gelb durch 

eine Sportgruppe der SG Westerfeld gibt. Er bittet um schriftliche Auskunft vom Magistrat, was genau hier der Streitpunkt bzw. der Hintergrund 
31.10.2019 
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ist und was die Stadt unternehmen kann, um zwischen den Parteien zu vermitteln.  

Antwort der 
Verwaltung 

 Der TSC Grün-Gelb e.V. (TSC) hat mit Mietvertrag vom 10.12.2013 das Gemeinschaftshaus in Westerfeld (heutiger Tanzsportclub des TSC) 
von der Stadt Neu-Anspach angemietet. Die Stadt hat in § 4 Abs. II S. 2 des Vertrags festgehalten, dass die beiden Vereine, SG Westerfeld 
e.V. (SGW) und die Landfrauen Westerfeld ihre Trainingseinheiten dort behalten sollen. Im Juni 2019 hat der aktuelle Vorstand des TSC in 
einem Schreiben an den Vorstand der SGW einen Eigenbedarf für Trainingsräume angemeldet, so dass deren bisherige Trainingszeiten 
dienstags von 18 bis 20 Uhr nicht mehr stattfinden konnten. Der TSC hat einige Ausweichtermine vorgeschlagen, welche die SGW aus ihrer 
Sicht nicht umsetzen konnte. Die Stadt Neu-Anspach wurde durch die SGW aufgefordert, die bestehenden vertraglichen Inhalte um-
/durchzusetzen. 
In mehreren Gesprächen wurden vielfältige Lösungsmöglichkeiten mit beiden Vereinen besprochen, unter anderem die Nutzung der Milchhalle 
Westerfeld durch die SGW. Keine der vorgeschlagenen Lösungsmöglichkeiten konnte Einvernehmen herbeiführen. 
Der Bürgermeister forderte daraufhin den TSC schriftlich auf, den mit der Stadt geschlossenen Vertrag einzuhalten und der SGW die bisherigen 
Trainingszeiten dienstags von 18 bis 20 Uhr im Tanzsportzentrum einzuräumen. Im Anschluss an die Aufforderung verhängte der TSC ein 
Hausverbot für die SGW und gewährte den Mitgliedern keinen Zugang zum Tanzsportzentrum. 
 
Bevor weitere rechtliche Schritte eingeleitet werden, hat die Verwaltung vorgeschlagen, einen externen Mediator hinzuzuziehen, mit dem Ziel 
die angespannte Situation zwischen den beiden Vereinen zu entschärfen und damit zu einem befriedigenden und nachhaltigen Ergebnis für alle 
Parteien zu gelangen. Der Magistrat hat dies beschlossen, die beiden Beteiligten haben einem Mediationsverfahren zugestimmt. 
Aktuell befindet sich man in der terminlichen Abstimmung. 

 
 

Antragsteller Amt Bezeichnung Termin Herkunft Betreff Erledigung 

 60 Stadtverordnetenversammlung 29.08.2019  232/2019 Gemeinsamer Antrag der Fraktionen von b-now, CDU, SPD, FWG/UBN, 
Bündnis 90/Grüne und NBF/NBL zum ISEK 2040 

 

 
Beschluss  Die Stadtverordnetenversammlung beschließt neben dem vorgelegten Stadtentwicklungskonzept ISEK 2040 die in der Anlage genannten 

Eckpunkte / Ziele, welche bei der Umsetzung zu beachten sind. Das ISEK 2040 soll Regiebuch und Orientierungsrahmen für die nächste Jahre 
sein. Der Magistrat wird mit der Umsetzung erforderlicher Maßnahmen beauftragt. 

01.10.2019 

 

Antwort der 
Verwaltung 

  

 
 

Antragsteller Amt Bezeichnung Termin Herkunft Betreff Erledigung 

 60 Stadtverordnetenversammlung 29.08.2019   Anfragen und Anregungen  
 
Beschluss  Stadtverordnete Ulrike Bolz bittet um eine schriftliche Gegenüberstellung mit dem Protokoll, worin der Planansatz Forst, Bereich Waldernte, und 

der Ist-Stand, wie er sich jetzt abzeichnet aufgrund der aktuellen Holzpreise und der Zusatzkosten für den höheren Holzeinschlag, enthalten 
sind. 

31.10.2019 

 

Antwort der 
Verwaltung 

 Auswertung des Produkts Forst mit Stand 30.09.2019 siehe Anlage 

 
 

Antragsteller Amt Bezeichnung Termin Herkunft Betreff Erledigung 
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 60 Stadtverordnetenversammlung 29.08.2019  231/2019 Antrag der Bündnis 90/DIE GRÜNEN-Fraktion zu Gestaltungssatzung 
"Hausgärten" der Stadt Neu-Anspach 

 

 
Beschluss  Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, den Magistrat zu bitten, zu prüfen, ob ein Entwurf für eine Satzung hinsichtlich der Gestaltung 

von Hausgärten (Vorgärten und Gärten) sowie der grundsätzliche Ausschluss von Gestaltungen mit Steinen, Kies, Schotter, 
Folienabdichtungen oder ähnlichen Baustoffen möglich ist. Dies sollte in Zusammenarbeit mit dem Leistungsbereich Bauen, Wohnen und 
Umwelt, mit sachkundigen Bürgerinnen und Bürger und Umweltverbänden, wie z.B. BUND und/oder NABU erfolgen. Die weitere Beratung zu 
diesem Thema soll im Bauausschuss stattfinden. 

05.12.2019 

 

Antwort der 
Verwaltung 

  

 
 

Antragsteller Amt Bezeichnung Termin Herkunft Betreff Erledigung 

 65 Stadtverordnetenversammlung 29.08.2019  221/2019 Gemeinsamer Antrag der NBF/NBL- und b-now-Fraktion zu Klimaschutz im 
Straßenbau 

 

 
Beschluss  Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, den vorliegenden Antrag zur weiteren Beratung in den Bauausschuss zu verweisen. 05.12.2019 

 Antwort der 
Verwaltung 

 Verweisung an Bauausschuss 

 
 

Antragsteller Amt Bezeichnung Termin Herkunft Betreff Erledigung 

 65 Stadtverordnetenversammlung 29.08.2019  229/2019 Antrag der Bündnis 90/DIE GRÜNEN-Fraktion zu Begrünung 
Haltestellendächer in der Stadt Neu-Anspach 

 

 
Beschluss  Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, den Magistrat zu bitten, mit den jeweiligen Eigentümern Kontakt aufzunehmen und zu prüfen, ob 

die Möglichkeit besteht, die Dächer der Bus- und Bahnhaltestellen in der Stadt generell umweltfreundlich zu nutzen, z.B. mit einer bienen-
/insektenfreundlichen Begrünung oder auch durch Photovoltaikanlagen. Die dadurch entstehenden Kosten für die Stadt sollen entsprechend 
genannt werden. 

05.12.2019 

 

Antwort der 
Verwaltung 

  

 
 

Antragsteller Amt Bezeichnung Termin Herkunft Betreff Erledigung 

 65 Stadtverordnetenversammlung 29.08.2019  230/2019 Antrag der Bündnis 90/DIE GRÜNEN-Fraktion zu Grünflächenmanagement 
- Pflege städtischer Rasenflächen, Hecken und Bäumen 

 

 
Beschluss  Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, den vorliegenden Antrag zur weiteren Beratung in den Bauausschuss zu verweisen. 05.12.2019 

 Antwort der 
Verwaltung 

 Verweisung an Bauausschuss 
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Antragsteller Amt Bezeichnung Termin Herkunft Betreff Erledigung 

 Bgm. Stadtverordnetenversammlung 29.08.2019   Anfragen und Anregungen  
 
Beschluss  Stadtverordnete Corinna Bosch fragt nach dem Sachstand bei der Fraktion Die Linke und möchte wissen, ob die Fraktion Die Linke weiterhin 

existiere.Der Vorsitzende der Stadtverordnetenversammlung, Holger Bellino, gibt an, dass die Fraktion Die Linke aktuell nicht mehr bestehe. 
Fünf der sechs Nachrücker auf der Liste haben erklärt, ihr Mandat nicht anzunehmen. Der letzte Nachrücker sei bereits angeschrieben und 
man warte auf Antwort. Wenn auch diese Person das Mandat nicht annehme sei die Liste erschöpft und die beiden Sitze der Fraktion Die Linke 
bleiben für den Rest der Wahlperiode unbesetzt. 

31.10.2019 

 

Antwort der 
Verwaltung 

 Der Mandatsverzicht des letzten potenziellen Nachrückers liegt vor. Die Liste "DIE LINKE" ist damit erschöpft, die Fraktion besteht somit nicht 
mehr. Die gesetzliche Zahl der Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung liegt jetzt bei 35. 

 
 




